
I  -  55*

INFORMATIONEN ÜBER DIE NICHT VERÖFFENTLICHTEN ENTSCHEIDUNGEN

sofern feststeht, dass diese Regelung nicht dazu führt, dass Teilzeitbeschäftigte ge-
genüber Vollzeitbeschäftigten, die sich in einer vergleichbaren Situation befinden, 
schlechter behandelt werden oder, falls eine solche Ungleichbehandlung besteht, so-
fern feststeht, dass diese Ungleichbehandlung aus sachlichen Gründen gerechtfertigt 
ist und nicht über das zur Erreichung der dabei verfolgten Ziele hinausgeht.

Es ist Sache des vorlegenden Gerichts, die erforderlichen tatsächlichen und rechtli
chen Prüfungen insbesondere im Hinblick auf das anwendbare nationale Recht vor
zunehmen, um festzustellen, ob dies in der bei ihm anhängigen Rechtssache der Fall 
ist.

Sollte das vorlegende Gericht zu dem Ergebnis gelangen, dass die im Ausgangsverfahren 
in Rede stehende nationale Regelung mit Paragraf 4 der Rahmenvereinbarung über 
Teilzeitarbeit im Anhang der Richtlinie 97/81 unvereinbar ist, so ist Paragraf 5 Nr. 1 
dieser Rahmenvereinbarung dahin auszulegen, dass er einer solchen Regelung eben
falls entgegensteht.

Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 7. April 2011 —  
Kommission/Luxemburg

(Rechtssache C-305/10)

„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Eisenbahnverkehr — Richtlinie 
2005/47/EG — Einsatzbedingungen des fahrenden Personals im interoperablen 
grenzüberschreitenden Verkehr im Eisenbahnsektor — Vereinbarung zwischen 
den Sozialpartnern einer Branche auf europäischer Ebene — Nicht fristgerechte 

Umsetzung“

1.	 Vertragsverletzungsklage — Prüfung der Begründetheit durch den Gerichtshof — 
Maßgebende Lage  — Lage bei Ablauf der in der mit Gründen versehenen 
Stellungnahme gesetzten Frist (Art.  258 AEUV; Richtlinie 2005/47 des Rates) 
(Randnrn. 8, 11-13)

2.	 Vertragsverletzungsklage  — Klagerecht der Kommission  — Ermessensfrage 
(Art. 258 AEUV) (Randnr. 9)
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Gegenstand

Vertragsverletzungsklage — Nicht fristgerechter Erlass und/oder nicht fristgerechte 
Mitteilung der nach der Richtlinie 2005/47/EG des Rates vom 18. Juli 2005 betreffend 
die Vereinbarung zwischen der Gemeinschaft der Europäischen Bahnen (CER) und 
der Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF) über bestimmte Aspekte der 
Einsatzbedingungen des fahrenden Personals im interoperablen grenzüberschrei
tenden Verkehr im Eisenbahnsektor (ABl. L 195, S. 15) vorgesehenen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften

Tenor

1.	 Das Großherzogtum Luxemburg hat dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 2005/47/EG des Rates vom 18.  Juli 2005 betreffend die 
Vereinbarung zwischen der Gemeinschaft der Europäischen Bahnen (CER) 
und der Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF) über bestimmte 
Aspekte der Einsatzbedingungen des fahrenden Personals im interoperablen 
grenzüberschreitenden Verkehr im Eisenbahnsektor verstoßen, dass es nicht 
alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser 
Richtlinie nachzukommen, innerhalb der vorgeschriebenen Frist erlassen hat.

2.	 Das Großherzogtum Luxemburg trägt die Kosten.

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 7. April 2011 —  
Kommission/Irland

(Rechtssache C-431/10)

„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 2005/85/EG — Asylrecht — 
Verfahren zur Zuerkennung und Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft — 

Mindestnormen — Keine vollständige Umsetzung innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist“
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